
Stadt vernichtet

280 Arbeitsplätze
In diesem Jahr bereits über 100 Stellen abgebaut
Bei den Beschäftigten der Stadtverwaltung hat sich die

Stimmung rapide verschlechtert. Immer rabiater treten
die Spitzen der Verwaltung auf. Beamte, Angestellte und
Arbeiter werden unter Druck gesetzt durch gesteigerten
Streß und Vernichtung von Arbeitsplätzen . Ist das die von
der CDU geforderte Wende auch In der Stadtverwaltung
Bottrop?

Bei den Haushaltsbera-
tungen zu Anfang des Jah-
res hatte es begonnen . Dort
kam die SPD-Fraktion den
Forderungen der CDU sehr
weit entgegen . Die „Inter-
vallreinigung" wurde „pro-
beweise" eingeführt, Orga-
nisationsuntersuchungen in
einzelnen Ämtern beschlos-
sen, die sogenannte analy-
tische Stellenbewertung
fortgesetzt . Hinter all die-
sen Worten verbirgt sich
Arbeitsplatzabbau und ge-
steigerte Arbeitshetze .

Fundsache
„Nicht die DDR-

Grenzkontrollen, sondern
die in Spanien, Nord-
amerika und Südafrika
sind am härtesten", so
der Münchner Polizei-
psychologe Georg Sieber
in einem Gespräch mit
der Progress-Presse-
Agentur am 28. 4. 1983 .
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Aktionen für
den Frieden

Die DKP hatte dieses Zu-
sammenspiel von SPD und
CDU heftig kritisiert. Wie
berechtigt die Haltung der
Kommunisten war, zeigt
sich an den jetzt vorliegen-
den Ergebnissen des Stel-
lenplanes . Über 100 Ar-
beitsplätze wurden 1983
vernichtet! Hinzu kommen
180 Arbeitsplätze, die stän-
dig auf Zeit mit ABM-
Kräften auf Kosten des Ar-
beitsamtes besetzt sind .
Freiwerdende Stellen wur-
den nicht wieder besetzt.
Dutzende Kollegen, Arbei-
ter und Angestellte vor al-
lem der ABM-Programme,
wurden vor die Tür ge-
setzt! Der Personalrat lehnt
diese Maßnahmen ebenfalls
ab!
Ein Ende ist noch nicht

abzusehen . Oberbürgermei-
ster Wilczok (SPD), Ober-
stadtdirektor Schürmann
(SPD) und Personaldezer-

aus Bottrop und Kirchhellen

nent Lächelt (SPD) haben
weitere Pläne in der Schub-
lade. Alleine die Einfüh-
rung der Intervallreinigung
in allen städt. Gebäuden
und Schulen macht 100 der
300 städt. Putzfrauen ar-
beitslos! Verstärkte Ein-
führung von EDV und die
Bildung von Springerko-
lonnen, die nur zeitweise
in den Ämtern eingesetzt
werden, steht ebenso auf
dem Programm wie die
schleichende Privatisie-
rung. Reparaturen an städt.
Gebäuden, Vermessungsar-
beiten, Fensterputzen am
Saalbau - all das wird
schon heute nicht mehr
durch städt . Bedienstete
erledigt, sondern an Unter-
nehmer vergeben .
Die CDU lacht sich ins

Fäustchen . Sie hat die
Richtung vorgegeben, und
die SPD holt die CDU-Ka-
stanien aus dem Feuer .
Für die arbeitslosen Mit-

bürger, für die städt. Be-
diensteten wäre es besser,
wenn die SPD bei der
nächsten Stellenplanbera-
tung auf Zusammenarbeit
mit dem Personalrat und
der DKP setzt .
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Geht der Stadt
das Geld aus?

Nach einigem Hin und
Her beschäftigte sich der
Rat doch noch mit einem
DKP-Antrag und einem
Bürgerantrag der Bottroper
Friedensinitiative. Ur-
sprünglich hatte die DKP
in der Friedenswoche im
Oktober eine Sondersitzung
des Rates beantragt. Ober-
bürgermeister Wilczok war
nicht bereit, dem Antrag zu
folgen, auch wollte er keine
Ratssitzung als „Volksver-
sammlung" durchführen .
Die DKP hatte gefordert,
im Rat auch Vertreter von
Friedensinitiative, Kirchen
und Gewerkschaften spre-
chen zu lassen. Wilczok er-
klärte gegenüber dem
DKP-Fraktionsvorsitzen-
den Heinz Czymek, er wol-
le sich auch einem Antrag
widersetzen, Bottrop sym-
bolisch zur atomwaffen-
freien Zone zu erklären . Be-
kanntlich tritt Wilczok für
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Veba-Glas

In Scherben?

Das schöne Bottrop

Es geht also doch, wird so mancher bei sich denken,
wenn er an der alten Kapelle am Kreuzkamp vorbei-
kommt. Sie ist eins der wenigen Beispiele, wo sich der
Bürgerwille gegen Planungsdaten und Zieltestsetzun-
gen durchgesetzt hat. Ein schönes Stück Bottrop .

DKP fordert atom-
waffenfreies Bottrop

die Aufstellung weiterer
US-Atomraketen ein .

Die DKP hat das Verhal-
ten des Oberbürgermeisters
als undemokratischen und
widerrechtlichen Verstoß
gegen die Gemeindeord-
nung gewertet .

Nun hat Wilczok das
Thema endlich in der Rats-
sitzung am 4 . November
zur Diskussion gestellt. Die
Sitzung fand nach Redak-
tionsschluß dieser Ausgabe
statt . Mit Spannung erwar-
tet wurde das Verhalten
der SPD. Wird sie dem Be-
zirk und dem Parteivor-
stand sowie dem DGB fol-
gen, die eine Annäherung
und ein Zusammengehen
mit der Friedensbewegung
suchen? Oder folgt die
Bottroper SPD der CDU
und Ernst Wilczok?

Nr. 8
5. November 1983

Aus dem Inhalt :

CDU-Chef Trottenburg

Oberstadtdirektor Schürmann und OB Wilczok.
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Mit der CDU
in die

Steinzeit

Von
Heinz Czymek

Ratsherr
i In Bonn regiert die
CDU. Wir alle bekommen
es zu spüren. Die „Wen-
de" ist nicht zu überse-
hen : Das Wahlverspre-
chen, die Arbeitslosigkeit
zu beseitigen, ist genau so
wenig ernst genommen
worden wie die Zusage,
allen eine Lehrstelle zu
geben. Die Kohl, Lambs-
dorff und Stoltenberg re-
gieren eben nach der
Pfeife des großen Geldes .
Ihre „Wende" erweist
sich jetzt immer mehr als
Kurs in die soziale Stein-
zeit, als rücksichtslose
Belastung des einfachen
Bürgers.

Die CDU regiert in
Bonn. In Düsseldorf und
Bottrop regiert die SPD .
Trotzdem betreibt die
CDU auch hier eine Kam-
pagne, die unter dem
demagogischen Motto
„Sparen" in Wirklichkeit
Arbeitsplätze vernichten
will. Die Landesregierung
soll Stellen sparen (und
die SPD-Regierung folgt
dem Druck und will 1984
weitere 5000 Stellen ab-
bauen),. und auch die
Stadt Bottrop soll den
Personaletat kürzen. Das
hat in diesem Jahr schon
wieder zum Abbau von
100 Arbeitsplätzen bei der
Stadt geführt . Natürlich
betrifft das nicht hochbe-

Kritiker weisen darauf
hin, daß Kriminelle und
Terroristen bei einigem
Geschick auch die neuen
Ausweise fälschen können.
Gewünscht wird von der
CDU/FDP-Regierung der
„gläserne Mensch" .
Dabei haben Zimmer-

mann und Konsorten nicht
nur bessere staatliche Kon-
trolle durch Grenz- und
Polizeibehörden im Auge.
Ausdrücklich wird im neu-
en Personalausweis gesagt,
der Computerausweis darf
„auch im nichtöffentlichen
Bereich als Ausweis- und
Legitimationspapier be-
nutzt werden" . Im Betrieb,
bei der Bank - alles wird
da möglich .
Computerfachleute ver-

weisen auf die Möglichkeit,
viele verschiedene Daten

zahlte Beamtenstellen, es
trifft zumeist Arbeiter
und Putzfrauen .

Der Personalrat der
Stadt hat jetzt ein klares
Nein gegen weiteren Stel-
lenabbau gesagt . Die Ver-
treter der städtischen Be-
diensteten verweisen dar-
auf, daß die Grenze des
„Zumutbaren" bereits er-
reicht ist und weiterer
Stellenabbau (z . B. bei
Putzfrauen, im Sozialamt,
oder bei der Grünflächen-
betreuung) zu spürbaren
Verschlechterungen bei
den Dienstleistungen für
den Bürger führen müs-
sen .

Die DKP-Fraktion
wendet sich mit Nach-
druck gegen den Stellen-
abbau .

Wir Kommunisten mei-
nen, der Platz der SPD-
Fraktion wäre an der Sei-
te der Gewerkschaften
und nicht an der Seite
der CDU. Die DKP will
dafür sorgen, daß der
CDU-Kurs in unserer
Stadt nicht größer, son-
dern kleiner wird. Dafür
werden wir an der Seite
der Gewerkschafter und
hoffentlich auch mit der
Mehrheit der SPD-Frak-
tion heute und morgen
kämpfen!

Der neue Personalausweis - General-
für die Datenmafia

Nach der Volkszählung gerät zunehmend der neue com-
puterlesbare Personalausweis In die Diskussion . Unter
dem Vorwand der Fälschungssicherheit soll ab Ende 1984
ein neuer Personalausweis eingeführt werden . Im Format
einer Scheckkarte mit den persönlichen Daten und dem
Paßbild wird aber gleichzeitig eine zweite Neuerung ein-
geführt: der Ausweis wird computerlesbar.

zu verknüpfen. Die Kon-
zerne und die Geheimdien-
ste erhalten so ungeahnte
Ausforschungsmöglichkei-
ten .
Die DKP lehnt den neu-

vencauf von fünftausend
Wohnuren in Bottrop?

Neue Einzelheiten über den geplanten Verkauf

Nicht 2000, sondern sogar 5000 Wohnungen sollen In Bot-
trop verkauft werden. Das sagte der Ebeler Bezirksvertre-
ter Hermann Finke (SPD) . Die DKP sprach mit betroffe-
nen Mietern in Ebel, Batenbrock und Eigen . Neues gab es
auch in einer Bürgerversammlung der SPD In Ebel und
im Hauptausschuß, der sich auf Antrag der DKP mit dem
Verkauf befaßte.

Die Verkaufsabsichten
der Ruhrkohle und der so-
genannten Altgesellschaf-
ten wie Thyssen haben
große Sorgen unter den
Mietern ausgelöst. Nur ein
kleiner Teil ist in der Lage
zu kaufen. Die Mehrheit
der Mieter unterstützt die
Forderung, daß eine ge-
meinnützige Gesellschaft
die Wohnungen überneh-
men soll .
Ernst Lächelt, Dezernent

für Wohnungswesen in der
Stadtverwaltung, erläuterte
in einer Bürgerversamm-

In l . tcni ruck sprach dRc DXI' Lci Auer „Vor U : -Ak-
tion mit Herrn Kowol, 81 Jahre, von der Möddericher Str .
25. 46 Jahre hat er im Bergbau gearbeitet und dort seine
Gesundheit gelassen. Am 1. B. 1912 (!) zog Herr Kowol mit
seinen Eltern dort ein! Jetzt will die Ruhrkohle auch seine
Wohnung verkaufen.

en Personalausweis als
überflüssig und gefährlich
ab.

Herbert Schröer

Blick über die Grenzen
Elektronisch lesbare Per-

sonalausweise - damit
stünde die BRD einzig in
der Welt da. In unseren
Nachbarländern gibt es
vielfach nicht einmal Per-
sonalausweise herkömmli-
cher Art.

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

lung die Verkaufspläne der
Ruhrkohle . Seine Versi-
cherung, es bestehe kein
Anlaß zur Unruhe, erschien
nicht ganz glaubwürdig .
Denn, so Lächelt weiter,
die Ruhrkohle gewähre den
Mietern der betroffenen
Wohnungen nur ein Über-
gangswohnrecht von fünf
Jahren .
Er „machte die weitge-

hende Zusage, daß niemand
auf der Straße stehen müs-
se, wenn verkauft werde.
Die Stadt wolle sich für
alle Betroffenen mit Hilfe

Frankreich : Es gibt Per-
sonalausweise, die man
aber nicht bei sich führen
muß . Der Versuch, eine
computerlesbare carte
d'identite einzuführen,
scheiterte vor vier Jahren
an Massenprotesten .
Schweiz: Eine vor fünf

Jahren neu eingeführte
Identitätskarte ist nicht
computerlesbar ; Angaben
zur Person sind auf ein
Mindestmaß reduziert .
Dänemark : Es gibt kei-

nen Personalausweis . Zur
Legitimation dienen der
Reisepaß, Führerschein
oder Wehrpaß .

Niederlande : Es gibt kei-
nen Personalausweis . Zur
Legitimation reicht der
Führerschein .
Belgien : Als Ausweis

dient eine gefaltete Dop-
pelkarte.

Großbritannien : Es gibt
keine Personalausweise
und auch keine Melde-
pflicht. Der Führerschein
reicht .
Schweden: Es gibt kei-

nen Personalausweis . Der
Führerschein reicht aus .

der Gemeinnützigen um
anderweitigen Wohnraum
bemühen." (Ruhrnachrich-
ten v . 26 . 10 . 83) .
Auf Anfrage der DKP

teilte Oberbürgermeister
Wilczok mit, daß er bereit
ist, in Gesprächen mit der
Ruhrkohle weitere Einzel-
heiten über den Verkauf in
Erfahrung zu bringen .

Notizen
aus

dem Rat
Ein prominenter Bot-

troper Unternehmer und
CDU-Politiker hat
Schwierigkeiten mit den
Steuerbehörden . Die
Stadt Bottrop mußte
rückständige Gewerbe-
steuern in Höhe von
107 000 DM stunden .

*
Nachdem Erich Back-

haus (SPD) neuer Leiter
des Rechnungsprüfungs-
amtes wurde, wird
Heinz Hick (CDU) dem-
nächst der neue Chef im
Bauverwaltungsamt .

In Ungnade fiel Ober-
stadtdirektor Bernd
Schürmann. Die letzten
Minuspunkte sammelte
Schürmann durch den
gescheiterten Hotelneu-
bau am Berliner Platz .
Wilczok will Schürmann
nun „wegloben" . Der
Weggang soll dem
scheidenden Oberstadt-
direktor durch einen gut-
dotierten Posten beim
RWE versüßt werden .

Nachfolger von
Schürmann soll nach
Wilczoks Wünschen der
jetzige Stadtdirektor
und Baudezernent Nor-
bert Wallmann werden.

*
Als Nachfolger von

Wallmann wiederum ist
der Rechtsanwalt Ru-
dolf Isphording im Ge-
spräch. Isphording war
bereits in Gladbeck
Stadtdirektor und dort
von der SPD während
der Glabotki-Wirren
ausrangiert worden .
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Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Es ist 5 vor 12
Für 5 Minuten blockier-

ten zahlreiche Mitglieder
der Bottroper Friedensin-
itiative am Samstag, dem
15. 10., den Verkehr an der
Ampel bei Böhmer . Mit
dieser Aktion, die von den
Autofahrern und Passanten
durchweg positiv aufge-
nommen wurc>le, sollte je-
der einzelne von uns ge-
mahnt werden: „Es ist 5
vor 12! Keine neuen Atom-
raketen in unser Land!"

Gewerkschafter
gegen Raketen
und Sozialabbau

Nach der Antikriegstags-
veranstaltung mit dem
DGB-Vorsitzenden Ernst
Breit im Saalbau und den
5-Minuten-Mahnaktionen
des DGB am 5. Oktober be-
kunden die Bottroper Be-
triebsräte und Gewerk-
schaftsfunktionäre aus An-
laß des 19 . Oktober, dem
Tag der Betriebe in der
Aktionswoche gegen Rake-
tenstationierung, ihren
Willen, sich weiterhin ak-
tiv gegen Hochrüstung und
Sozialabbau, für Arbeits-
plätze statt Raketen einzu-
setzen. Sie engagieren sich
dafür, daß sich gerade in
diesen Tagen Betriebsver-
sammlungen und Gesprä-
che im Betrieb um diese
uneigensten. Interessen der
Belegschaften drehen, so
wie es der DGB-Aufruf für
Frieden und Abrüstung
formuliert hat .
Herbert Behfeld, Betriebs-
ratsvorsitzender Rothrist
Rohr GmbH
Ruth Berthold, Mitglied
des ÖTV-Kreisfrauenaus-
schusses, Knappschafts-
krankenhaus
Gerd Tkocz, Personalrat
Stadtverwaltung Bottrop
Hermann Himmler, Be-
triebsratsvorsitzender RKK
Wellpappenfabrik
Rolf Halfar, Personalrats-
vorsitzender Stadtverwal-
tung Bottrop
Willi Jaschek, Personalrat
Stadtverwaltung Bottrop
Herbert Dibowski, Be-
triebsratsvorsitzender MC-
Bauchemie

Am 15. Oktober begann die bundesweite Aktionswoche
auch in Bottrop. Neben der Friedensinitiative und ande-
ren Organisationen beteiligte sich erstmalig die SPD an
den Aktionen der Friedensbewegung in unserer Stadt.
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soll jetzt am 4. November
stattfinden .)
Der 22. 10. bildete mit

seiner großen „Volksver-
sammlung für den Frieden"
in Bonn, an der auch zahl-
reiche Bottroper teilnah-
men, den krönenden Ab-
schluß. Bundesweit unter-

stützten mehr als 1,3 Mil-
lionen Menschen die Frie-
densbewegung mit ihrer
Teilnahme an einer der
Volksversammlungen . Al-
lein in Bonn protestierten
über 500 000 Menschen ge-
gen die neuen Atomraketen
in unserem Land.

Aktionen für . . .

. . . den Frieden!
Da warnten Pest-Mahner

mit lautem Trommeln vor
dem atomaren Inferno,
symbolische Exekutionen
führten die Konsequenzen
eines Nuklearschlages vor
Augen, Gemeindemitglie-
der der ev. Kirchengemein-
de Fuhlenbrock gaben, in
lila Gewänder gekleidet,
ihrer Betroffenheit über
den Rüstungswahn Aus-
druck. Mit einer fünfminü-
tigen Verkehrsruhe, die
unter dem Motto stand „Es
ist 5 vor 12! Keine neuen
Atomraketen", wurde die-
ser Tag, von vielen Bür-
gern Bottrops beachtet, be-
endet. Am Sonntag fuhren
religiös motivierte Men-
schen unserer Stadt zur
Munitionsanlage nach Dor-
sten, um dort in einem
Gottesdienst ihrer Sorge
und Angst vor der drohen-
den Stationierung Aus-
druck zu verleihen .
Der 17. Oktober stand

ganz im Zeichen der Ver-
antwortung der Frauen

Mit etwa 800 Personen beteiligte sich die Bottroper Frie-
densinitiative an der Demonstration in Bonn .

beim Kampf um die Frie-
denserhaltung. Mit ganztä-
gigen Mahnwachen vor öf-
fentlichen Gebäuden, zwei-
er Straßenblockaden und
einer improvisierten Ster-
beszene wurden viele Bot-
troper auf die Gefahren ei-
ner weiteren Erhöhung des
Rüstungspotentials hinge-
wiesen.
In der Stadtverwaltung

wurden Unterschriften für
die Gründung einer be-
trieblichen Friedensinitiati-
ve gesammelt . Andere Fir-
men führten am Tag der
Betriebe Belegschaftsver-
sammlungen zum Thema
durch . Bottroper Schüler
organisierten an „ihrem"
Tag neben Aktionen in den
Pausen eine Menschenket-
te in der City . Die für den
21. Oktober von der DKP
beantragte Ratssondersit-
zung zum Thema „Atom-
waffenfreie Stadt Bottrop"
ließ OB Wilczok platzen,
indem er gar nicht erst
hierzu einlud. (Die Sitzung Kommunisten sind

unentbehrliche Partner
Egon Bahr zum Kampf um den Frieden

Egon Bahr, sozialdemo-
kratischer Wegbereiter der
Ostverträge und jetzt des
Kurswechsels der SPD ge-
gen die NATO-Raketen,
hat in einem Aufsatz im
„Vorwärts" (Nr. 43/83) zum
Verhältnis zwischen Kom-
munisten und Sozialdemo-
kraten Stellung genommen .

Bahr: „Sozialdemokraten
sind sich einig mit Kom-
munisten : Friedliche Ko-
existenz bedeutet nicht das
Ende, sondern die Verle-
gung ideologischer Ausein-
andersetzungen an die
zweite Stelle. Wir sind ei-
nig, uneinig zu bleiben. Die
Priorität bleibt der Friede,
ohne den nichts mehr geht .
Und dafür sind eben, im
atomaren Zeitalter, Kom-
munisten unentbehrliche
Partner . . . ; es wäre eine
Illusion zu glauben, daß
damit die Gegensätze zwi-
schen

	

Sozialdemokraten

und Kommunisten aufge-
hoben wären. Wessen Auf-
fassung sich durchsetzt, ist
eine geschichtliche Ent-
scheidung. Damit es sie
gibt, muß es auch künftig
Geschichte geben: Die Er-
haltung des Friedens ist
Voraussetzung für alles."

In der Vergangenheil
habe die SPD immer ange-
nommen, daß die Bedro.
hung des Friedens von der
Sowjetunion

	

ausgehe .
„ . . . das Neue ist die Sorge,
daß der Friede durch den
wichtigsten Verbündeten
bedroht sein könnte. Und
deshalb wird darüber mehr
geredet." Bahr setzt sich
auch mit Befürwortern der
neuen US-Raketen in den
eigenen Reihen auseinan-
der. Er macht ihnen den
Vorwurf, daß sie „ . . .teil-
weise zu Gefangenen und
Kolporteuren der CDU-
Propaganda werden.".AN« In Ordnung, SopNo, oben kommen unwrs-

Unter diesem Titel veröffentlichte der Bottroper
Journalist Hubert Reichel sein neues Buch . Hubert
Reichel hat In diesem Buch Beispiele aus sieben
Jahrzehnten zusammengetragen, die zeigen, von
welchen Kräften und mit welchen Methoden und
Zielen antikommunistische Legenden und Provo-
kationen gestartet werden .

Hubert Reichel, Die Russen kommen - pünkt-
lich, 212 Seiten, viele Abbildungen, Verlag Marxi-
stische Blätter, Frankfurt, 10,80 DM .
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Haushalt X984: Geht der

Stadt das Geld aus?
Wie sehen die Ursachen für die Misere aus?

Der Entwurf der Verwaltung- für den neuen Haushalt
wurde in der Ratssitzung am 4 . 11 . vorgelegt. Auch in die-
sem Jahr wird die Diskussion darüber überschattet von
den Einnahmesituationen. Die Antwort der Ratsmehrheit
bestand bisher darin : Personalabbau, Einschränkung so-
zialer Leistungen, Gebührenerhöhungen. Ober die Ursa-
chen der Misere wird nur wenig diskutiert . Warum geht
der Stadt das Geld aus?

Arbeitslosigkeit : 5000 Ar-
beitslose in Bottrop bedeu-
ten auch 5000 Steuerzahler
weniger, gleichzeitig wer-
den aber höhere Ausgaben
für Wohngeld, Sozialhilfe
usw. erforderlich .

Steuererleichterungen
für Unternehmer : Die Bun-
desregierungen haben in
den letzten Jahren zahlrei-
che Steuergeschenke an die

Die Experten halten es
für möglich, daß durch
stärkere Bekämpfung der
Steuerhinterziehung sofort
10 Milliarden DM mehr
eingenommen werden kön-
nen. Schätzungen reichen
von 25 bis 55 Milliarden,
die dem Staat jährlich ver-
lorengehen.
Gut 2 Milliarden lassen

sich durch zügiges Eintrei-
ben und Verzinsen von
Steuerrückständen einneh-
men .
Durch Streichung von

Subventionen, Streichung
des Splittings bei Spitzen-
verdienern, Einschränkun-
gen der Absetzungsmög-
lichkeiten bei Unterneh-
mereinkommen werden 19
Milliarden Mehreinnahmen
erreicht. Gezielte Steuerer-
höhungen bei in der BRD
gefördertem Erdgas und
Erdöl, Einführung einer
Bodenwertzuwachssteuer
und höhere Besteuerung
der Spitzenverdiener brin-
gen noch einmal 10 Milliar-
den DM.
Insgesamt sind ab sofort

Unternehmer verteilt . Al-
lein durch den Wegfall der
Lohnsummensteuer fehlen
der Stadt Bottrop jedes
Jahr über 10 Millionen in
der Kasse. Der Anteil der
Gewerbesteuer an den
städtischen Einnahmen ist
ständig zurückgegangen .
1982 und 1983 zahlte bei-
spielsweise die Ruhrkohle
keinen Pfennig Steuern .

Es geht auch anders -
19 Millionen für Bottrop!
Ober 800 Wirtschaftswissenschaftler, Gewerkschafts-

funktionäre und -sekretäre haben ein „Memorandum '83"
mit ihrer Unterschrift unterstützt. Unter den Stichworten
„Qualitatives Wachstum - Arbeitszeitverkürzung - Ver-
gesellschaftung" werden „Alternativen zu Unternehmer-
staat und Krisenpolitik" vorgelegt . Die Autoren beschäfti-
gen sich auch mit Kommunalpolitik und der Sicherung
der Finanzstärke der öffentlichen Haushalte .

41 Milliarden DM Mehrein-
nahmen möglich. Wenn da-
von die Hälfte für den
Bund und je ein Viertel für
die Länder und die Ge-
meinden veranschlagt wird,
hätten die Kommunen
über 10 000 Millionen DM
Mehreinnahmen .
Nach der Einwohnerzahl

entfallen davon auf Bottrop
mehr als 19 Millionen DM .
Würde sich das Konzept

der Wissenschaftler und Ge-
werkschaftler durchsetzen,
sähe die Lage in unserer
Stadt ganz anders aus. Mit
zusätzlichen 19 Millionen
läßt sich in unserer Stadt
sehr viel gegen Arbeitslo-
sigkeit und für die Verbes-
serung der Lebensqualität
unternehmen .

Die DKP hat als einzige
Partei in Bottrop eine akti-
ve Beschäftigungspolitik
im Sinne der Forderungen
des DGB gefordert . Das So-
fortprogramm Memoran-
dum `83 zeigt, daß es gehen
könnte .

Ferdi Kroll, Ratsherr

Die Möglichkeiten, über
Freibeträge keine oder nur
geringe Gewerbesteuern zu
zahlen, sind so groß, daß
immer neue Steuerbera-
tungsbüros aus dem Boden
schießen .

Wirtschaftskriminalität :
Durch sie gehen Millionen-
beträge verloren . Allein
zum Ende des vergangenen
Jahres hat die Stadt Steu-
erforderungen von fast
300 000 DM niederschlagen
müssen. Ein Gastronomie-
unternehmer war mit
185 000 DM und ein anderer
Firmenbesitzer mit 90 000
DM Steuerschulden spurlos
verschwunden . - Die Spit-
ze eines Eisberges wurde
deutlich, als die Polizei
zwei Bottroper Subunter-
nehmer verhaftete, denen
Steuerhinterziehung und
Unterschlagung von Versi-
cherungsbeiträgen in Höhe
von 9-10 Millionen DM
vorgeworfen wird . Zwar
sind die Beschuldigten jetzt
in Gewahrsam - aber das

Wilhelm Trippe (Stadtju-
gendring) : „Es kann nicht
angehen, daß freie Träger,
die Aufgaben der Stadt
übernehmen, zu Bittstel-
lern werden, wenn sie Auf
gaben übernehmen, die
quasi in Hauptverantwor-
tung der Stadt liegen."

Der Vertreter des BDKJ,
Müntjes, erklärte, „daß bei
einem Wegfall von Zu-
schüssen einige Freizeiten
ganz ausfallen müßten . . .,

Millionenbeträge an
Steuern hinterzogen
Die Polizei nahm in den letzten Ta-
gen zwei Bottropar fast, denen - un-
abhängig voneinander - Unterschla .
gungen und Steuerhinterziehungen
In Millionenhöhe vorgeworfen wer .
den. Wie erst jetzt bekannt wurde.
verhaftete die Polizei Ende der letz-
ten Woche einen Bottropar, der als
Subunternehmer tätig gewesen war.
in seiner Wohnung . Bereits in der
Nacht zuvor war ein anderer Bottro-
per, ebenfalls Subunternehmer, beim
Gtenzöbertritt von den Niederlanden
in die Bundesrepublik festgenommen
worden . Gegen beide Männer lag ein
Haftbefehl der Schwerpunktstaats-
anwaltschaft Bochum vor. Der eine
Subunternehmer wird beschuldigt,
zwischen drei und vier Millionen
Mark an Steuern hintervagen und
über eine Million Mark an Sozialbei-
trägen unterschlagen zu haben . Der
andere steht im Verdacht, sogar fünf
Millionen Mark an Steuern nicht ab-
geführt zu haben. Nibere Angaben
verweigert die Staauanwaltachaft im
Moment mit Hinweis auf weitere Er.
mittlungen.
Aus WAZ vom 9. 7 . 1983

Geld ist zu Lasten der öf-
fentlichen Kasse weg .
Die Banken : Sie verdie-

nen gut an der Stadt. 1983
mußte Bottrop 13 Mio. DM
für Zinszahlungen aufbrin-
gen. Zum Vergleich : So-
zialhilfe für einige tausend
Bürger kostet die Stadt 17
Millionen! Die hohen Zin-
sen schaden auch der
Stadt!
Die Rüstung : Sie hat in

unserem Land in diesem
Jahr 70 Milliarden geko-
stet. Jeder Bürger zahlte
über 1100 DM nur für Rü-
stung!

Diesen Zustand nicht
widergiirurh lnq hinnehmen"
wollen die Jugendverbände nach Aussage von Wilhelm
Trippe, Vorsitzender des Stadtjugendrings . Wenn die fi-
nanziellen Zuschüsse für die Arbeit der Verbände gekürzt
werden, sind Einrichtungen in Frage gestellt. Das Ist das
Resümee einer Anhörung der Verbände im Rathaus, die
am 4. Oktober stattfand . Die Notizen dokumentieren Aus-
sagen der Jugendverbände :

da eine Erhöhung des Teil-
nehmerbeitrages von sozial
schwachen Familien nicht
zu verkraften ist ."

Martin Sauer von der
Evangelischen Jugend
meinte, „daß, statt eine Ein-
schränkung der Freizeithil-
fen zu planen, ein deutli-
cher Ausbau notwendig
ist" .

Ein

	

Mitarbeiter

	

des
Abenteuerspielplatzes,
Hemming : „Von vielen Er-
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RWE soll
entschwefeln
Die DKP hat im Haupt-

ausschuß beantragt, daß
die Vertreter unserer Stadt
in den Gremien des RWE
dafür eintreten sollen, daß
das RWE alle seine Braun-
und Steinkohlekraftwerke
mit modernen Entschwefe-
lungsanlagen ausrüstet . Die
Kosten dafür sollten aus
den hohen Dividenden und
einem Stopp des Kern-
kraftwerkebaus bestritten
werden . Preiserhöhungen
zu Lasten der Kleinver-
braucher lehnt die DKP ab .
Oberbürgermeister Wilczok
ließ das ihm unangenehme
Thema kurzerhand verta-
gen .

Partnerschaft
„Alle Kreise der Bevöl-

kerung" sind an der Part-
nerschaft mit Berlin-Wed-
ding beteiligt, so steht es
in einer Urkunde, die jetzt
mit der Partnerstadt aus-
getauscht werden soll .

DKP-Ratsherr Czymek
kritisierte, daß trotz dieser
Formulierung die DKP
weiterhin von den Reisen
usw. ausgeschlossen wird .
Oberbürgermeister Wilczok
lehnte es weiterhin ab, „die
Kommunisten an der Re-
präsentation zu beteiligen" .
Wer aus Bottrop vorgezeigt
wird, will er weiterhin
selbst bestimmen .

Musterung und
Kriegsdienst

Die Stadt Bottrop ent-
sendet regelmäßig Vertre-
ter in die Musterungsaus-
schüsse und Prüfungskam-
mern für Kriegsdienstver-
weigerung in Gelsenkir-
chen und Münster . Die
Vorschläge der DKP wur-
den allesamt von SPD und
CDU abgelehnt. Offenbar
haben sie Angst vor An-
hängern der Friedensbewe-
gung in diesen Gremien!

wachsenen hört man häu-
fig, daß es früher genügend
Spielmöglichkeiten gegeben
hat (z . B . freiliegendes
Grundstück, Wäldchen) . Im
Laufe der letzten Jahr-
zehnte wurde der Erfah-
rungsspielraum der Kinder
durch die IndustrialYsie-
rung und Verstädterung
immer mehr beschnitten."

Werner Skowranek von
der AG Soziale Brenn-
punkte: „Wir mußten zwölf
Jahre um jeden Pfennig öf-
fentlichen Geldes kämpfen .
Wir haben vor, das auch
weiterhin zu tun ."

Vom Jugendrotkreuz er-
klärte Herr Walter, gerade
in der heutigen Situation
„ist es meiner Meinung
nach sehr wichtig, eine hilf-
reiche Hand von der Stadt
gereicht zu bekommen, als
daß man hier nur einen
Fußtritt kassiert".





Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Kommunalwahl

Offene Liste
der DKP

für Parteilose
Die Grünen in Bottrop

und der Arbeitskreis
Kommunalpolitik um
Rainer Lukaschek und
K. H. Secunde haben
das Angebot zu einem
Wahlbündnis für die
Kommunalwahlen abge-
lehnt. Die DKP hält das
für politisch falsch . Da
nun kein Wahlbündnis
mehr zustande kommen
kann, hat die DKP die
Bereitschaft erklärt, die
Listen zur Kommunal-
wahl für parteilose Bür-
ger zu öffnen. Die DKP
geht davon aus, daß sich
die kameradschaftliche
Zusammenarbeit mit
vielen parteilosen Bür-
gern, die sich in den
letzten Jahren außer-
halb des Rathauses ent-
wickelt hat, auch in den
Ratsgremien fortsetzen
läßt. Dies eröffnet neue
und bessere Möglichkei-
ten der Einflußnahme
auf die politischen Ent-
scheidungen im Rat-
haus .

uz : Du kandidierst auf
der Liste der DKP, obwohl
man von dir weiß, daß du
den Grünen sehr nahe ge-
standen hast oder noch
stehst. Wie kommt das?

Sigrid Lange : Die Erfah-
rung der 70er Jahre, daß
Bürger ihre Interessen in
Initiativen vertreten, war
für mich sehr wichtig . Des-
halb habe ich auch zwei
Jahre bei der BBU in
Schleswig-Holstein mitge-
arbeitet und später bei den
Grünen. Doch beschäftigten
sie sich mit der Zeit mehr
mit Wahlkämpfen als mit
örtlichen Problemen. Dabei
ist es notwendig, gerade
auf kommunaler Ebene in
Initiativen etwas zu tun.
uz: Und warum mit der

DKP?
Sigrid Lange : Zum einen

ist für mich die zunehmen-
de Umweltzerstörung eine
gewaltige Zeitbombe, wo

DKP-Bürgerberatung
dienstags, 17 Uhr,

DKP-Zentrum, Gladbecker Straße 83

Fehlbelegungsabgabe
Mehrere hundert Bürger wurden jetzt vom Wohnungs-

amt mit der Aufforderung angeschrieben, die Anträge zur
Fehlbelegungsabgabe auszufüllen. Auf jeden Fall müssen
Sie die Anträge beim Wohnungsamt abgeben . Wer nicht
antwortet, bekommt bis zu 2,- DM monatlich für den
Quadratmeter als „Fehlbelegungsabgabe" aufgebrummt .
Leider sind die Formulare mehr als unübersichtlich .

Wie die Stadtverwaltung der DKP mitteilte, sind die Mit-
arbeiter des Wohnungsamtes beim Ausfüllen behilflich .

Auch die DKP bietet in der Bürgersprechstunde kosten-
lose Hilfe an .

Wieso kandiert jemand, der keiner Par- durch Ihren regen Einsatz für die Frie-
tei angehört, auf der offenen Liste der densbewegung bekannt sein . Die uz be-
DKP? Sigrid Lange, geborene Hörne, ist so suchte sie In ihrer Wohnung am Nordring
ein jemand . Sie arbeitet als MTA in einem 136, wo sie mit Tochter Sonja und Ehe-
Duisburger Krankenhaus. Vielen wird sie mann Klaus lebt .

„Die DKP . . . ist ein

zuverlässiger Partner"
wir jede Möglichkeit nut-
zen müssen, noch etwas zu
leisten, zum anderen
wächst die Kriegsgefahr
mit den neuen Raketen, die
Bewegung dagegen aber
auch, wie das u. a . die
Volksversammlungen am
22. Oktober gezeigt haben .
In den letzten zwei Jahren
sehe ich aber keinen
Punkt, wo die Grünen in
Bottrop konkret etwas ge-
leistet haben . Ganz anders
die DKP. In der Friedens-
initiative z . B. ist sie ein
zuverlässiger Partner, der
konkrete Arbeit leistet .

Mieterhöhung
zurückgenommen
Der Mieter T. Dolesik

von der Horster Straße
107a guckte sich die Miet-
erhöhung der Treuhand-
stelle Essen (THS) genauer
an. In einem Brief an die
Treuhandstelle wies Herr
Dolesik darauf hin, daß die
Wohnungsgesellschaft sich
bei der Berechnung nach
dem Mietwertspiegel „of-
fensichtlich vertan hat" .

Erfreulicherweise ant-
wortete die THS prompt :
„Eine Überprüfung der
Mietenneuberechnung hat
ergeben, daß es bei der von
Ihnen bisher gezahlten
Miete bleibt . Die Mieterhö-
hung kommt für Sie nicht
zum Tragen", heißt es im
Antwortbrief der THS .

nolitik vordem Abbrucl
Denkschrift der Unternehmerverbände

Die Bundesvereinigung der Unternehmerverbände
(BdA) hat sich zur Sozialpolitik geäußert . Dies geschah In
einer Denkschrift unter dem Titel „Soziale Sicherheit im
Umbruch". Wie nicht anders zu erwarten, wird dort die
Politik der Bundesregierung Kohl/Genscher gelobt. Aller-
dings: Die Streichungsmaßnahmen gehen den Unterneh-
mern noch nicht weit genug .

Sozialleistungen sollen
auch in den nächsten Jah-
ren weiter eingeschränkt
werden, um „günstigere
Rahmenbedingungen" für
die Gewinne der Unterneh-
mer und weitere Steuerer-
leichterungen zu ermögli-
chen. Vor allem die Lohn-
fortzgblung im Krankheits-
fall ist den Unternehmern
ein Dorn im Auge. Hier
wollen sie sogenannte Ka-
renztage einführen, in de-

nen nur prozentuale Ab-
schläge des normalen Loh-
nes gezahlt werden . Son-
derleistungen sollen zu-
künftig bei der Berechnung
der Lohnfortzahlung unbe-
rücksichtigt bleiben .
Außerdem soll die soge-

nannte „Eigenbeteiligung"
in der Krankenversiche-
rung ausgeweitet werden,
mehr Erkrankungen als
bisher sollen zu den Baga-
tellkrankheiten

	

gezählt

uz : Du wirst im Wahlbe-
zirk 27, also in Grafenwald/
Holthausen, kandidieren,
hast du dazu überhaupt ei-
nen Bezug, und welche
Probleme siehst du dort?

Sigrid Lange : Natürlich,
schließlich bin ich dort
aufgewachsen und kenne
daher die Leute und ihre
Probleme aus eigener Er-
fahrung. Das Waldsterben
macht auch vor Kirchhel-
len nicht halt ; der Bau der
A 31 zerstört große Teile
der Natur. Es gibt keine
ausreichenden Freizeitmög-
lichkeiten für Jugendliche,
ein Jugendhaus müßte
nach Grafenwald . Oder
nehmen wir den Schieß-
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stand, sicher kein giganti-
sches Problem, aber für die
Menschen, die dort leben,
ein Ärgernis .
uz : Wir bedanken uns

für das offene Gespräche.
Sigrid Lange : Mir ist

noch wichtig zu sagen, daß
ich der Meinung bin, daß
wir mehr aus der Ge-
schichte lernen sollten. Sie
zeigt doch, wie nötig es ist,
daß alle fortschrittlichen
Kräfte zusammen an einem
Strang ziehen, im außer-
parlamentarischen Bereich,
wie z. B. in der Friedens-
initiative, und euch im par-
lamentarischen .

ann CDU-Minister
nicht rechnen?

werden . Und : Der Gang
zum Facharzt soll nach den
Unternehmerwünschen er-
heblich schwerer werden.
Das Kindergeld für das

erste Kind soll ganz weg-
fallen. Und auch die Ren-
ten werden von den Unter-
nehmern kritisiert, sie sol-
len sich an der Entwick-
lung der Nettolöhne orien-
tieren. Politiker der Regie-
rungsparteien haben inzwi-
schen Zustimmung zu den
Unternehmerforderungen
signalisiert . Wirtschaftsmi-
nister Lambsdorff (FDP)
und Ministerpräsident Al-
brecht (CDU) hatten bereits
schriftlich ähnliche Forde-
rungen erhoben .
Irmgard Bobrzik, Ratsfrau

Geradezu eine Inflation von Arbeitsplätzen hat CDU-
Forschungsminister Riesenhuber ausgelöst. Waren es bis-
her immer nur wahrscheinlich 800 Arbeitsplätze - und da
bereits 250 Kollegen dort beschäftigt sind, bringt die Er-
weiterung nach Adam Riese 550 - stand in den Ruhr-
nachrichten vom 15. 10. eine Aussage von Riesenhuber :
„Der Betrieb einer Referenzanlage zur Kohleverflüssigung
mit einer Kapazität von einer Million Tonnen Kohleein-
satz pro Jahr könnte 3500 Arbeitsplätze auf Dauer si-
chern." Allein 1500 Mitarbeiter soll danach die Kohleölan-
lage haben .

Riesenhuber versucht damit offenbar Pluspunkte zu
sammeln. Denn zeitgleich gab die Bundesregierung grünes
Licht für die Vernichtung von 20 000 Arbeitsplätzen im
Steinkohlenbergbau (Kohlerunde). Die DKP hatte bereits
im Februar darauf verwiesen, daß ein Kohlekraftwerk ei-
nen wesentlich größeren Beschäftigungseffekt hat . Nach
Berechnung der STEAG und des DIW-Forschungsinstituts
sichert ein Kohlekraftwerk mit 2x700 MW Leistung über
11000 Arbeitsplätze. Und die Kosten für ein solches
Kraftwerk sind lange nicht so hoch wie für eine Kohleöl-
anlage .

Die Kohltölanlage. Wie viele Arbeitsplätze bietet sie
wirklich?

Norbert Schäfers
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Veba-Glas in Scherben?
In Essen-Karnap stehen die Zeichen auf Sturm

Die Zeichen stehen auf Sturm bei der Veba-Glas AG In
Essen-Karnap . Denn auf höherer Ebene überlegt man
derzeit, wie „unrentable" Betriebsteile auf möglichst be-
quemem Wege abgestoßen, sprich geschlossen werden
können. Hierzu hat man sich etwas ganz Besonderes ein-
fallen lassen. Man will die Veba-Glas AG in drei oder
mehr eigenständige GmbHs aufteilen, die alle völlig selb-
ständig am Markt herumwurschteln sollen . Mit dieser
Aufteilung, die erst einmal rein rechtlicher Natur ist, hat
es natürlich etwas auf sich. Diese neuen Firmen stellen
neu ein : ob alle heute Beschäftigten da unterkommen, ist
offen. Zudem wären alle Betriebsvereinbarungen mit ei-
nem Schlage vom Tisch.

Auch die Tarifverträge dem Chemietarif bezahlen,
sind nicht mehr bindend - sondern nach Handelstarif,
eine neue Veba-Glas-Han- und das heißt für die Be-
dels-GmbH z . B. wird die troffenen : weniger Lohn
Kollegen nicht mehr nach und Gehalt! Mittlerweile

Preisstopp drückt Preise

Einkellerunlls-
kartoffeln
Sorte „Hanse"

1, fest-
kochend

	

~~
kochend

25-kg-Sack

	

∎

Auf ein positives Echo
stieß die DKP in diesem
Jahr wieder mit ihrem
„Kartoffel-Preisstopp-
Verkauf". Auch in Kirch-
hellen, wo die DKP zum
erstenmal mit dem „Preis-
stopp-Verkauf" auftrat,
machten die Bürger von
dem Angebot regen Ge-
brauch .
Und das Beste: „Zufäl-

lig" während der Zeit des
Preisstopp-Verkaufs senk-
ten Rendit, Allkauf und
einige Edeka-Märkte die
Preise .
Hier zwei Anzeigen :

Während der DKP-Ak-
tion Hansa 13,99 DM
(WAZ vom 13. 10.) und
nach der DKP-Aktion
Hansa 17,25 DM (RN 18.
10 .) .
So zahlt sich die DKP

für die Verbraucher aus!
Hans-Peter Krones

EINKELLERUNG
Super-Qualität

Heide - Hansa 25 kg 17,25
Heide - Granola 25 kg 16,50
aus der Lüneburger Heide .

Kohle - das Lebenselexier
Die Vernichtung von 20 000 Arbeitsplätzen im Bergbau Ist
beschlossene Sache. Damit wird die einheimische Stein-
kohle nicht gerettet, wie uns mancher Politiker und sogar
Adolf Schmidt von der IGBE weismachen wollen, sondern
in der Grundsubstanz zerstört. Davon profitiert die Atom-
industrie. Sie wird die Kohle weiterhin verdrängen . Selbst
der sog. „Jahrhundertvertrag" wird nicht erfüllt werden .
Denn bis 1986 werden alte Steinkohlekraftwerke mit einer
Gesamtleistung von 15 000 Megawatt stillgelegt und nur
8000 Megawatt werden neu gebaut. Die DKP-Bottrop for-
dert deshalb, schnellstens die Modernisierung alter Stein-
kohlekraftwerke In Angriff zu nehmen, neue Steinkohle-
kraftwerke mit modernsten Umweltschutzeinrichtungen zu
bauen. Mit der Kohle lebt oder stirbt unsere Stadt .

ist es ein offenes Geheim-
nis, daß Veba-Glas auf die-
sem Weg durch die Hinter-
tür 400 Arbeitsplätze ver-
nichten will .

Davon betroffen ist nicht
nur die Stadt Essen, son-
dern auch Bottrop, Glad-
beck und Gelsenkirchen .
Entgegen den anderen Par-
teien haben sich die DKP-
Fraktionsvorsitzenden in
Bottrop und Gladbeck
schon an die Geschäftslei-
tung der Veba-Glas mit ei-
ner Anfrage gewandt, in
der sie Aufklärung über
die Vorhaben der Veba
verlangen. Johann Jindra

Edeka-Markt an der Sterkrader Straße :

E
∎

e
Sonderangebot

Ein mieses Sonderangebot ist für die ehemalige Auszu-
bildende Janine J. eine verkrüppelte Hand und die Kün-
digung.

Ingolf Lichy, Geschäftsführer im Edeka-Markt und ein
Freund schneller und teurer Autos, entließ Janine kurzer-
hand, nachdem die Auszubildende einen schweren Ar-
beitsunfall im Geschäft erlitt .

Bei diesem Arbeitsunfall
wurde die Sehne des linken
Zeigefingers durchtrennt.
- Bis dahin hatte Janine
bereits 5 Wochen ohne den
versprochenen Ausbil-
dungsvertrag gearbeitet .
Auch die gesetzlich vor-

geschriebene Untersuchung
beim Gesundheitsamt und
die Ausstellung eines Ge-
sundheitszeugnisses nahm
Lichy bis zum Unfalltag
nicht so genau .
Einen Tag nach dem Ar-

beitsunfall bequemte Lichy
sich dazu, den Ausbil-
dungsvertrag auszuhändi-
gen. Noch in der Zeit der
Arbeitsunfähigkeit

	

aber

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Der Fußweg zur Veba-Glas AG an der B224. Wie lange
noch werden Bottroper hierher zur Arbeit gehen?

ließ Lichy die Katze aus
dem Sack und kündigte Ja-
nine!

In der Zwischenzeit hat
die Verunglückte einen
Rentenantrag gestellt und
muß in den nächsten Tagen
zu einem längeren Kran-
kenhausaufenthalt ins
Bergmannsheil Gelsenkir-
chen . Hier soll versucht
werden, eine Korrektur
über einen chirurgischen
Eingriff vorzunehmen. Die
Chancen aber stehen nicht
gut . - Ein wirklich mieses
Sonderangebot aus dem
Edeka-Markt Sterkrader
Straße .

Vc; e 6 .
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Neues aus
Kirchhellen

Ein ständiges Ärgernis
ist der Anblick des
Schrottplatzes bzw . der
Werkstatt an der Bottroper
Straße 130. Der Besitzer
spielt mit der Verwaltung
und den städtischen Gre-
mien Katz und Maus. Zu-
letzt bekam er die Auflage,
einen „Sichtschutz" anzu-
bringen . Das wurde da-
durch erfüllt, daß einige
Bäumchen angepflanzt
wurden. Bis da ein Sicht-
schutz heranwächst, dauert
es noch Jahre .

Auch in Kirchhellen be-
müht sich die Verwaltung,
Erschließungsbeiträge für
Straßen und Anlagen ein-
zuziehen, die seit Jahren
hergestellt sind. Nach Auf-
fassung der DKP müsse die
Stadt in den Wohngebieten
einen größeren Teil der
Kosten übernehmen .
Gleichzeitig ist die DKP
dafür, daß im Innenstadt-
bereich und in Gewerbege-
bieten die Unternehmer
herangezogen werden .

Empörung herrschte in
der Bezirksvertretung
Kirchhellen, als die Ver-
waltung mitteilte, das Fer-
tighaus der Verwaltung an
der Bottroper Straße müsse
wegen Bauschäden abgeris-
sen werden . Ist es aber
glaubhaft, wenn Bezirks-
vorsteher Terwellen der
Verwaltung vorwirft, daß
die Bezirksvertretung nicht
rechtzeitig informiert wur-
de? - Denn der Beschluß
zum Abriß wurde von der
Dezernentenkonferenz ge-
faßt. Und diesem Gremium
gehört neben SPD-Mitglie-
dern auch der ehemalige
Gemeindedirektor von
Kirchhellen, Rauschning,
an. Und Rauschning ist im-
mer noch in der CDU und
dort sogar Vorsitzender der
Kommunalpolitischen Ver-
einigung!
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